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Vor dem Hintergrund des Wandels des 
Produktionssystems und des Produkti-
vitäts- und Kostenvorsprungs der japani-
schen Automobilindustrie gewannen As-
pekte der Kostensenkung an Bedeutung. 
Unter diesen Bedingungen wurde eine 
„gestaltungspolitische Wende“ der Inter-
essenvertretungspolitik erkennbar, deren 
Ansätze sich bereits in den 1970er Jahren 
abgezeichnet hatten.14

Die Betriebsräte wurden zunehmend in 
die Entscheidungsfindung und Umset-
zungsplanung einbezogen. Dabei ver-
suchten sie, die Gestaltungsprozesse im 
Bereich der Arbeitsorganisation und Ra-
tionalisierung, etwa im Zusammenhang 
mit der Implementierung von neuen Or-
ganisationsformen wie VW-Zirkeln und 
Gruppenarbeit, aktiv zu beeinflussen. So 
bildeten Kritik, Vorstöße und Forderun-
gen des Betriebsrats den Hintergrund bei 
seinen Verhandlungen mit der Geschäfts-
leitung über die 1986 abgeschlossene 
Betriebsvereinbarung  zu VW-Zirkeln. 
In dieser Vereinbarung spiegelte sich be-
sonders deutlich das Spannungsfeld zwi-
schen verschiedenen Interessen, in dem 
sich der Betriebsrat bewegte. Auf der ei-
nen Seite wurde als Ziel der VW-Zirkel 
neben der Steigerung der Qualität und 
Arbeitszufriedenheit auch die Erhöhung 
der Konkurrenzfähigkeit festgeschrieben. 
Auf der anderen Seite ließen sich Freiwil-
ligkeit und Hierarchiefreiheit, umfassen-
de Information und Abstimmung mit den 
Betriebsräten vor Ort, deren Beteiligung 
an den Zirkeln und deren Einfluss auf die 
Wahl der Arbeitsmethoden absichern.15

In der Praxis des Betriebsrats gewannen 
somit neben den Schutz- und Kontroll-
funktionen die Gestaltungsfunktionen 
an Gewicht. Die „gestaltungspolitische 
Wende“ ging mit Vorstößen in Bereiche 
einher, die traditionell zu den Präroga-
tiven des Managements gehörten. Aller-
dings entwickelten sich diese Elemente 
des Betriebsratshandelns nicht unmittel-
bar in Richtung eines Co-Managements, 
bei dem die Interessenvertretung gleich-
sam ergänzend Managementfunktionen 
übernahm. Die Aktivitäten des Betriebs-
rats umfassten die Ausarbeitung und 
Aushandlung von Konzepten der Ar-
beits- und Produktionsorganisation, die 
nicht komplementär, sondern alternativ 
zu den Konzepten des Managements wa-
ren. Der Realisierungsprozess von diesen 
Konzepten und seine Steuerung blieben 
eine Aufgabe des Managements, während 
der Betriebsrat seine Rolle als ein gege-
benenfalls konfliktbereiter Kontrahent 
beibehielt.16

Um die Wende zu den 1990er Jahren 
zeichnete sich die Mitbestimmungspra-
xis der Betriebsräte bei VW, wie gro-
ßenteils auch in der Automobilindustrie 
insgesamt, durch einen hohen Profes-
sionalisierungsgrad, eine aktive Ge-
staltungspolitik und einen erweiterten 
Handlungs- und Kompetenzbereich der 
Interessenvertretung aus. Die Betriebs-
räte wurden zu Akteuren und Promoto-
ren des Strukturwandels und der Moder-
nisierung. Diese Rolle und Funktionen 
behielten sie auch im wiedervereinigten 
Deutschland bei. Trotz Flexibilisierung, 
Globalisierung und Dezentralisierung 
sowie Verschiebungen in den Machtver-
hältnissen zwischen Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite bleiben essenzielle 
Orientierungs- und Wirkungsprinzipien 
der industriellen Beziehungen bei VW 
und in anderen Automobilunternehmen 
weitgehend erhalten. Der Wandel ge-
staltet sich als „verhandelter Wandel“,17 

und in diesem Prozess kommt den his-
torischen Erfahrungen und Traditionen 
der Mitbestimmungsentwicklung eine 
wesentliche Bedeutung zu.
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Fortsetzung von Seite 10 Im Zusammen-
hang mit dieser Schwerpunktverlage-
rung wurden die Handlungsbereiche des 
Betriebsrats ausgeweitet. Sie erstreckten 
sich auch auf Fragen der Produktions- 
und Personalplanung oder der Investi-
tionspolitik. Damit übernahm die Inte-
ressenvertretung nicht nur eigenständige 
Aufgaben, sondern zum Teil Funktionen, 
die herkömmlich zu den Kompetenzbe-
reichen des Managements gehörten.
So machten die Betriebsräte im Umfeld 
der Krise des Unternehmens, die bereits 
zu Beginn der 1970er Jahre zutage trat 
und mit der Abhängigkeit vom US-ame-
rikanischen Export, einer einseitigen 
Modellpolitik und mit Verlusten infolge 
der Übernahme von NSU zusammen-
hing, auch eigene Lösungs- und Gestal-
tungsvorschläge, während die Geschäfts-
leitung drastische Maßnahmen zur 
Krisenbewältigung beabsichtigte. Diese 
Maßnahmen schlossen eine Stilllegung 
von NSU-Werken und einen massiven 
Personalabbau, unter anderem durch 
Kündigungen, ein. Die IG Metall und die 
Betriebsräte gingen dagegen von einer 
positiveren Geschäftsprognose aus und 
erarbeiteten Alternativpläne, die auf eine 
Beschränkung des Personalabbaus, seine 
Streckung und den Verzicht auf Massen-
entlassungen gerichtet waren.8

Der 1975 gegen den Widerstand der 
Arbeitnehmervertreter angenommene 
„S1-Plan“ sah gleichwohl einen massi-
ven Einsatz von Aufhebungsverträgen, 
Schließung von NSU-Standorten und 
auch Kündigungen vor. Aufgrund des 
bald einsetzenden konjunkturellen Auf-
schwungs kam es zu keinen Entlassun-
gen mehr, wobei die Ausweitung der 
Produktion, etwa durch Sonderschich-
ten, noch während der Abwicklung des 
Abfindungsprogramms begann. Vor 
dem Hintergrund des abrupten Wech-
sels beim Übergang vom Produktions- 
und Beschäftigungseinbruch zum Auf-
schwung unterstützte der Betriebsrat die 
sogenannte „Beschäftigungspolitik der 
mittleren Linie“, die sich an einer mittle-
ren Absatzprognose und einem entspre-
chenden Personalbedarf orientierte.9

Unter den Bedingungen der Krise wur-
de die starke und einflussreiche Positi-
on der betrieblichen Arbeitnehmerver-
tretung vonseiten der Geschäftsleitung 
infrage gestellt. Bereits 1973  versuch-
te der Vorstandschef Rudolf Leiding 
(1971–1975), unter Hinweis auf die 
schwierige Lage des Unternehmens die 
Jahreserfolgsprämie (erneut) zu redu-
zieren. In diesem Kontext entstand eine 
Reihe spontaner Streiks, durch die die 
Forderungen des Betriebsrats und der 
IG Metall nach der Erhöhung der Prämie 
unterstützt wurden. Im Ergebnis konn-
ten diese Forderungen tarifvertraglich 
festgeschrieben werden. Auch im Zuge 
der Tarifverhandlungen 1974 versuchte 
Leiding, durch einen persönlichen Brief 
an die Beschäftigten diese im Sinne einer 
Lohnzurückhaltung zu beeinflussen. Das 
führte zu massiven Protesten vonseiten 
der Gewerkschaft und der Belegschaft 
und zum Abbruch der Verhandlungen. 
Der Konflikt endete mit einem Tarifab-
schluss von elf Prozent.10 Leidings Po-
litik lief darauf hinaus, die Mitwirkung 
des Betriebsrats auf ein Minimum zu 
reduzieren, das durch gesetzliche Mitbe-
stimmungsregelungen vorgegeben wur-
de. Diese Reduktion bedeutete für die 
Interessenvertretung eine wesentliche 
Einschränkung ihrer historisch gewach-
senen Handlungsspielräume und wurde 
als eine Verletzung der etablierten Ord-
nung wahrgenommen.11

Unter dem Leiding-Nachfolger Toni 
Schmücker (1975–1981) konnte die ur-
sprüngliche Ordnung wiederhergestellt
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werden. Der Betriebsrat wurde zusam-
men mit den Arbeitnehmervertretern 
im Aufsichtsrat als gleichberechtigter 
Partner in den Entscheidungsprozess auf 
Unternehmensebene einbezogen. Da-
durch, dass die Interessenvertretung mit 
eigenen Konzepten zur Bewältigung der 
Krise auftrat, wurden jedoch die Kom-
petenzen der Geschäftsleitung teilweise 
infrage gestellt. Zugleich war eine solche 
Erweiterung der Funktionsgebiete auf-
seiten des Betriebsrats nur begrenzt. Sie 
erstreckte sich lediglich auf einzelne Be-
reiche, und auch dort erschienen die Ak-
tivitäten der Interessenvertretung eher 
als Ergänzung der Managementpolitik.
Mit der eigenen Durchsetzung im Kon-
flikt mit Leiding und dem initiativen 
Handeln in den Krisenjahren 1974–1975 
entwickelte sich die Interessenvertretung 
unter dem Vorsitz von Siegfried Ehlers  
(1971–1986) zum anerkannten Partner 
der Geschäftsleitung, der sich als mitver-
antwortlich für das Wohl des Unterneh-
mens verstand. Diese Mitverantwortung 
bedeutete eine Anerkennung der Kon-
kurrenzbedingungen, unter denen das 
Unternehmen agierte, bei gleichzeitigem 
Streben nach einem sozialen Ausgleich. 
Auch in einem solchen Kontext erfüllte 
der Betriebsrat – wie bereits in den frü-
heren Perioden – Ordnungsfunktionen 
im Betrieb. Die Partizipation wurde zu 
einem „unverzichtbaren Bestandteil der 
betrieblichen Herrschaftsausübung“.12

Die Ausfüllung dieser Position bedeu-
tete noch nicht eine prinzipielle Neu-
ausrichtung der Mitbestimmungspraxis 
oder eine grundsätzliche Änderung der 
Machtverhältnisse. Zwar nahmen in-
nerhalb dieser Verhältnisse das Gewicht 
und die Handlungskompetenzen der In-
teressenvertretung zu, jedoch trug deren 
Politik weitgehend reaktiven Charakter. 
Sie reichte nicht oder nur punktuell über 
den Wirkungsradius hinaus, der durch 
die prinzipielle Akzeptanz der Vor-
rangstellung des Managements bei der 
Grundlinienbestimmung der Unterneh-
menspolitik bedingt war.13

Mitbestimmung im Strukturwandel

Im Vergleich zur Krisenphase der 1970er 
Jahre war die Entwicklung der Mitbe-
stimmung in den 1980er Jahren durch 
eine noch stärkere quantitative und qua-
litative Erweiterung der Handlungsfel-
der gekennzeichnet. Die Erhaltung der 
Beschäftigung als Hauptzielsetzung wur-
de dabei zunehmend mit der Standort- 
und Produktionssicherung verbunden. 

VW-Betriebsratsvorsitzender Siegfried Ehlers (2. v.l.), Bundeskanzler Helmut Schmidt und Vorstandsvor-
sitzender Toni Schmücker vor einem Modell des Stammsitzes der Volkswagen AG, 5. März 1976. 
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Die ungewöhnliche, bewundernswer-
te Biografie Heinrich Büssings, der sich 
vom Handwerker zum erfolgreichen 
Erfinder und Unternehmer entwickel-
te, zeigt, wie mit Fleiß, Ausdauer und 
Zielstrebigkeit, gepaart mit einer vitalen 
und genialen Veranlagung, ein Lebens-
werk mit Weltgeltung geschaffen werden 
kann. Er nimmt damit seinen Platz ne-
ben Nikolaus August Otto, Rudolf Die-
sel, Robert Bosch und anderen Pionie-
ren der Automobilgeschichte ein. Seine 
mutigen Schritte in die Selbständigkeit 
konnten auch durch anfängliche Misser-
folge nicht gebremst werden. Im Gegen-
teil, sie schienen ihn besonders ermutigt 
zu haben, wie seine technischen Ent-
wicklungen und Erfolge zur Eisenbahn-
Signal- und Sicherungstechnik gezeigt 
haben. Im Laufe seines beruflichen Le-
bens wurde Heinrich Büssing mit vielen 
unterschiedlichen Ehrungen bedacht, 
die ein Ausdruck der Wertschätzung sei-
ner Person und Leistung waren. 
Wo heute Menschen darüber nachden-
ken, wie sie im Alter von 60 Jahren ihren 
Ruhestand verbringen, erfüllte Hein-
rich Büssing sich unter Aufbietung aller 
eigenen, finanziellen Ressourcen den 
Wunsch als Erfinder, Ingenieur und Un-
ternehmer Nutzfahrzeuge nach seinen 
Ideen erfolgreich zu produzieren und 
sie der Welt zugänglich zu machen. Bei 
allen beruflichen und persönlichen Er-
folgen blieb er stets bescheiden, zurück-
haltend und bodenständig seiner Heimat 
in Nordsteimke verbunden. Noch heute 
weckt der Name Büssing Emotionen und 
fasziniert die Menschen, auch die, die 
sich nicht ausschließlich der Technik 
verschrieben haben. Sein Markenzei-
chen war der Löwe, der den Kühlergrill 
der Büssing-Fahrzeuge zierte.
Das soeben mit mir als Autor in Koope-
ration mit dem Institut für Zeitgeschichte 
und Stadtpräsentation erschienene Buch 
stellt damit den Versuch dar, sich der 
Person Heinrich Büssings zu nähern, 
und die wenigen verbliebenen persönli-
chen Aufzeichnungen Heinrich Büssings 
in einen Kontext mit dem Werk und die 
damit verbundene Liebe zur Technik zu 
geben. Gleichwohl soll es Wertschätzung 
und Erinnerung an diesen großen Inge-
nieur und Unternehmer sein. Es spannt 
den Bogen von der Biografie Heinrich 
Büssings bis zum Ende des Unterneh-
mens Büssing.
Heinrich (Johann Friedrich Wilhelm) 
Büssing wurde am 29. Juni 1843 als zwei-
tes Kind und ältester Sohn des Schmie-
demeisters Johann Heinrich Friedrich 
Christian Büssing und seiner Ehefrau Jo-
hanna Margaretha Dorothea, geb. Man-
necke, geboren. Der junge Heinrich hat-
te acht Geschwister, von denen fünf im 
frühen Alter verstarben. Seine Vorfahren 
waren Niedersachsen: Väterlicherseits 
waren sie als Schmiede in vielen Gene-
rationen rund um den Elm ansässig. Alle 
betrieben daneben auch Landwirtschaft. 
Mütterlicherseits waren die Vorfahren in 
Nordsteimke zuhause. 
Als Sohn des Dorfschmiedes musste er 
sehr früh bereits in der Landwirtschaft 
Hand anlegen und besuchte in Nord-
steimke die einklassige Dorfschule. Nach 
der Konfirmation Ostern 1857 begann er 
beim Vater eine Schmiede-Lehre. Bereits 
1859 legte er in Vorsfelde vor der Com-
binierten Schmiede- Schlosser- und Na-
gelschmiede-Gilde seine Gesellenprüfung 
ab. Das Gesellenstück bestand aus ei-
nem Hufeisen, welches er Meister Deike 
vorlegen musste. Da er zu diesem Zeit-
punkt noch keine 18 Jahre alt war, konn-
te er noch nicht wie allgemein üblich 
nach den Zunftregeln auf Wanderschaft

gehen, um weitere Erfahrungen zu sam-
meln. Um die Zeit bis zum Erhalt des 
Wanderbuches zu überbrücken, begab er 
sich 1860 nach Braunschweig und arbei-
tete bei dem Hofschmiedemeister Müller 
in der Schöppenstedter Straße, der auch 
die Pferde im herzoglichen Marstall be-
schlagen musste. Der Wochenlohn be-
trug bei freier Kost und Unterkunft ei-
nen ganzen Taler. Die Arbeitszeit betrug 
dreizehn Stunden.
Am 2. Juli 1861 begann er seine Wan-
derung. Seine Route führte über Han-
nover, Bremen, Otternhagen, Hamburg, 
Schwerin, Berlin, Naumburg, Chemnitz, 
Dresden, Leipzig, Hof, München, Kemp-
ten, Lindau, Konstanz, Basel und Gießen 
wieder nach Nordsteimke. Dieses sind 
nur die größeren Städte seiner Wander-
route. Er erreichte nach insgesamt 516 
Tagen und einer Strecke von 2.425 Ki-
lometern Ende November 1862 wieder 
seinen Heimatort. Als Beispiel mag gel-
ten, dass er in München bei dem Meister 
Schmaus und Meister Heigel in Nym-
phenburg, dem königlichen Schloss tätig 
war. Begeistert hat ihn auch die „Sächsi-
sche Schweiz“, da er darüber in seinem 
Notizbuch sehr viel aufzeichnete.
Auf seiner Wanderschaft erkannte Hein-
rich Büssing, dass die große Zeit des „gol-
denen Handwerks“ sich veränderte und 
die Industrialisierung rasant fortschritt. 
Seine Erkenntnis, dass die Zukunft 
der industriellen Entwicklung gehörte, 
machte ihm sicherlich auch bewusst, wie 
notwendig es sei, auf der Grundlage sei-
nes erlernten Berufes sein Wissen und 
Können zu erweitern. Der Entschluss 
nach der Heimkehr von der Wander-
schaft eben nicht mehr in die soziale und 
wirtschaftliche Sicherheit der väterlichen 
Dorfschmiede zurückzukehren, ist ihm 
sicherlich nicht leicht gefallen.

Heinrich Büssing 
Leben und Werk des Geheimen Baurats Dr. Ing. e.h.

von Eckhard Fischer Aus der im Oktober 1871 gegründeten 
Eisenbahn-Signal-Bauanstalt und Velo-
cipedes-Reparaturwerkstatt G. Ungnade 
entstand im März 1873 die Eisenbahnsig-
nal-Bauanstalt Max Jüdel & Co. Heinrich 
Büssing wurde deren Technischer Leiter. 
Schon bald zeigte sich, dass die Räum-
lichkeiten in der Wolfenbütteler Straße 
zu klein waren, ein neues Grundstück in 
der Braunschweiger Ackerstraße wurde 
erworben. Dort entstand jetzt, wo sich 
heute die Firma Siemens befindet, ein 
neuer Betrieb. Im Jahr 1906 schied Hein-
rich Büssing als Technischer Direktor 
aus dem Vorstand der Firma Max Jüdel 
& Co aus und wechselte in den Aufsichts-
rat, dem er noch bis 1921 angehörte. Im 
Jahr 1910, als bereits 1.600 Mitarbeiter 
beschäftigt wurden, verstarb Max Jüdel, 
der auch mehrere Jahre Präsident der 
Industrie- und Handelskammer Braun-
schweig war. Das Unternehmen hatte 
inzwischen Weltruf erlangt. Exakt 92 
Patente auf dem Gebiet des Eisenbahn-
Sicherungswesens trugen den Namen 
Heinrich Büssing. Die enge Zusammen-
arbeit zwischen dem Ingenieur Heinrich 
Büssing und dem Kaufmann Max Jüdel 
verdeutlichte eindrucksvoll, wie Kreati-
vität, Erfindergeist, unternehmerischer 
Blick und kaufmännischer Wagemut ei-
nander ergänzen können.
Bereits 1901 hatte Heinrich Büssing sich 
intensiv mit der Konstruktion von Mo-
torwagen beschäftigt, wie seinem Notiz-
buch zu entnehmen ist. So entstanden 
im Jahr 1902 in Braunschweig in der 
Wolfenbütteler Straße 20, der alten Wä-
scherei, drei Versuchswagen, darunter 
auch die berühmte „Graue Katze“, ein 
Wagen mit verstellbarer Riemenschei-
be als Getriebe und einem Ottomotor. 
Ab dem ersten Mai 1903 wurde mit der 
Produktion von Fahrzeugen mit einem 
Oberingenieur, einem Werkstattmeister 
und zehn Gehilfen begonnen. Am 22. 
Oktober 1903 wurde der erste Lastkraft-
wagen fertig gestellt. Auf Versuchsfahr-
ten zum Torfhaus und im Harz wurde 
das Fahrzeug mit einer Last von 60 Zent-
nern beladen.
Bereits ein Jahr später baute Büssing 
seinen ersten Vierzylindermotor, um 
ihn in das Lastkraftwagen-Fahrgestell 
einzubauen. Daraus entstand ein Om-
nibus, mit dem er am 5. Juni 1904 in 
einem Nebenbetrieb die Kraftomnibus-
linie Wendeburg-Braunschweig eröff-
nete. Kurze Zeit später erreichten seine 
Omnibusse auch Salder. Ab September 
1904 wurde dieses Fahrzeug auch für 
die Deutsche Reichspost eingesetzt und 
gilt somit als erste Kraftpost-Omni-
buslinie der Welt. Am 10. August 1904 
erfolgte die Lieferung der ersten Omni-
busse nach London, die bis zum Ersten 
Weltkrieg annähern 400 Fahrzeuge um-
fasste. Ein sensationeller Erfolg.
1909 erfolgte dann die erste Ehrung 
Heinrich Büssings. Die Technische 
Hochschule Carolo Wilhelmina zu 
Braunschweig verlieh Heinrich Büssing 
„in Anerkennung seiner hervorragen-
den Arbeiten zur Sicherung des Eisen-
bahnbetriebes und seiner Verdienste 
um die Ausbildung der Kraftwagen zur 
Lastenbeförderung“ die Würde eines 
Ehrendoktors. Zu diesem Zeitpunkt 
wurde er schon der „Lastwagenkönig“ 
genannt.
Schon im Jahr 1913 wählte Heinrich 
Büssing den Braunschweiger Löwen 
als Markenzeichen seines Unterneh-
mens. Auch in diesem Jahr wurde ihm 
das Ritterkreuz der Ersten Klasse ver-
liehen. Aber noch eine Ehrung sollte 
ihm zuteil werden. Während des Ersten 
Weltkrieges, am 17. November 1916, 
folgte die Ernennung zum „Gehei-
men Baurat“ Fortsetzung auf Seite 13

Heinrich Büssing besuchte als Gasthö-
rer das traditionsreiche Collegium Ca-
rolinum in Braunschweig am Bohlweg. 
Hier wollte er seine ehrgeizigen Ziele 
erreichen und seine handwerklichen Fä-
higkeiten um entsprechendes wissen-
schaftlich-theoretisches Wissen ergänzen. 
Dieses auch heute noch ungewöhnlich 
anmutende Vorgehen, von einer einklas-
sigen Dorfschule und einer Schmiede-
lehre in ein Polytechnikum zu wechseln, 
lässt ohne Zweifel dem immensen Wa-
gemut und inneren Antrieb Heinrich 
Büssings erkennen. Alle Zwischenstufen 
wie Realschule, Gymnasium und mittle-
re Fachschule wurden beiseitegelassen.
Im Jahr 1868 verließ er die Hochschule in 
der Überzeugung, das gelernt zu haben, 
was er für seine spätere Tätigkeit brauchte. 
Im Jahre 1867 wurde in Deutschland die 
Gewerbefreiheit eingeführt. Dies war be-
sonders für die unternehmerisch denken-
den Menschen gravierend, denn es boten 
sich nun vielfältige Möglichkeiten.
Als jetzt 23-jähriger versuchte er sich 
zunächst im Konstruktionsbüro des im 
Braunschweigischen Eisenbahndienst 
stehenden Oberingenieur und späteren 
Eisenbahndirektors Wilhelm Clauss. 
Aber schon 1868/69 beschloss Heinrich 
Büssing sich selbständig zu machen. In 
Braunschweig in der Wolfenbütteler 
Straße gründete er am 15. Juni 1870 eine 
Velocipedes-Fabrik, die er aber sehr bald,  
trotz europaweiter Verbindungen, am 
31. Dezember 1870 wieder aufgab. Selbst 
hatte er ein Fahrrad mit eisenbereiften 
Holzrädern gebaut. Seine wirtschaftli-
che Lage blieb jedoch kritisch. Auch eine 
Partnerschaft mit dem vermögenden Ei-
senbahntechniker Gustav Ungnade half 
hier nicht entscheidend weiter. Erst eine 
Verbindung mit dem Kaufmann Max Jü-
del sollte von Erfolg gekrönt werden.

Heinrich Büssing
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Fortsetzung von Seite 12 durch Ernst 
August Herzog zu Braunschweig und 
Lüneburg. Auf diesen Titel soll er beson-
ders stolz gewesen sein.
Schon seit geraumer Zeit hatte sich 
Heinrich Büssing auch als Förderer der 
Technischen Hochschule in Braunschweig 
gesehen und wollte sicherlich etwas von 
dem zurückgeben, was er durch diese 
Hochschule erreicht hatte. Seine Förde-
rung stellte das bisherige private Enga-
gement verschiedener Privatpersonen 
in den Schatten: Am 30. November 1916 
kündigte er der Technischen Hochschule 
die Stiftung von 50.000 Mark für Lehr- 
und Forschungszwecke an, die zur Grün-
dung eines automobiltechnischen sowie 
eines weiteren flugtechnischen Instituts 
verwendet werden sollte.
Heinrich Büssing fühlte sich auch dem 
großen Literaten und Erzähler Wilhelm 
Raabe verbunden und war deshalb Mit-
glied der „ehrlichen Kleiderseller zu 
Braunschweig“. Im Jahr 1918 wurde ihm 
das Offizierskreuz des Ordens Heinrich 
des Löwen verliehen.
Mit Jahresbeginn 1919 musste der Un-
ternehmer Heinrich Büssing eine ers-
te große Bewährungsprobe bestehen, 
denn die revolutionäre Bewegung hatte 
Braunschweig erreicht. Die Belegschaft 
seines Unternehmens hatte sich gewei-
gert, die in den Januartagen 1919 aufge-
hobene Akkordarbeit wieder aufzuneh-
men. Am 8. Januar 1919 vereinbarten 
der neu gebildete Arbeiterausschuss und 
die Direktion des Unternehmens die Ak-
kordarbeit durch Lohnarbeit zu erset-
zen. Im Mai kam die Firmenleitung nach 
Prüfung der Produktionsleistung zu dem 
Ergebnis, dass die Akkordarbeit wieder 
eingeführt werden müsse. Am 1. August 
1919 erhielten die Arbeiter ein Schrei-
ben der Firmenleitung, das sie ultimativ 
zur Wiederaufnahme der Akkord-Arbeit 
aufforderte. Die zustimmende Antwort 
wurde bis zum 7. August erwartet, an-
dernfalls werde die gesamte Belegschaft 
zum 23. August entlassen. Diese strin-
gente Haltung spiegelt die Antwort 
Heinrich Büssings auf die Rätegesetzge-
bung wider. Es ist zu vermuten, dass es 
ihm weniger um die Wiedereinführung 
des Akkordsystems ging, als darum, freie 
Hand bei der Auswahl seiner Belegschaft 
zu haben. Er wollte sich möglicherweise 
vor allem von den jüngeren, meist radi-
kaleren Arbeitern trennen, die auch im 
Betriebsausschuss vertreten waren. Die 
Arbeit wurde zu den Bedingungen Hein-
rich Büssings am 17. November 1919 
wieder aufgenommen.
Am 2. Oktober 1920 übertrug Heinrich 
Büssing die operative Leitung seines Un-
ternehmens seinem Sohn Max und sei-
nem Schwager Paul Werners. Er selbst 
wurde Aufsichtsrat dieser Aktiengesell-
schaft. An seinem 80. Geburtstag, dem 
29. Juni 1923, wurde er Ehrenbürger der 
Stadt Braunschweig.
Als Heinrich Büssing am 27. Oktober 
1929 im Alter von mehr als 86 Jahren 
starb, trugen auch 55 Patente für Nutz-
fahrzeuge seinen Namen. In einem 
Nachruf wurde er in der deutschsprachi-
gen La Plata Zeitung in einem Bericht als 
ein „Führer und ein Fürst der deutschen 
Industrie“ beschrieben. Seine großen 
Leistungen als Ingenieur und Unterneh-
mer wurden weltweit gewürdigt. 

Dr. Eckhard Fischer ist Maschinenbauer 
und promovierter Berufspädagoge, ehe-
maliger Leiter der MAN-Werke München 
& Salzgitter.

„Heinrich Büssing – Leben und Werk“ ist 
bei Oeding Druck erschienen. Der Preis 
im Buchhandel beträgt 19,80 Euro, ISBN 
978-3-87597-015-9

Mehr als 15 Jahre nach der Stadtgrün-
dung wies Wolfsburg noch erhebliche 
Rückstände in der Schaffung der Inf-
rastruktur auf. Auf den Weg gebracht 
waren das Stadtkrankenhaus auf dem 
Klieversberg und das Rathaus an der 
Porschestraße. Hinsichtlich des Bahn-
hofs verfügte die Stadt über ein Vor-
kriegsprovisorium, das vom früheren 
Stadtdirektor Dr. Johannes Dahme in 
einem Schreiben an die Reichsbahn-
direktion Hannover im Jahre 1947 als 
„elende Bretterbude“ bezeichnet wurde. 
Für eine vorwärtsstrebende Stadt dürfe, 
so Dahme, die bauliche Situation nicht 
anerkannt werden. Unterschiedliche 
Ansichten von Volkswagenwerk, Bun-
desbahn und Stadt in der Standortfrage 
verzögerten den Baubeginn eines neuen 
Bahnhofs.

Das Volkswagenwerk war stark am bal-
digen Beginn der Bauarbeiten für das 
Bahnhofsprojekt interessiert, weil in den 
1950er Jahren noch ein großer Teil der 
Werksbeschäftigten mit der Bahn nach 
Wolfsburg einpendelte. Den Höchststand 
an Eisenbahnpendlern verzeichnete man 
1955 mit täglich 5.780 VW-Beschäftig-
ten. Nach intensiven Verhandlungen ei-
nigten sich Bundesbahn und Stadt über 
einen Vertrag zum Ausbau der Bahnan-
lagen. Hierzu zählten der Neubau eines

Bahnhofsgebäudes, der Neubau eines 
Bahnsteigtunnels, der Neubau der er-
forderlichen Bahnsteige, die Anpassung 
der Gleise und die Installation der Sig-
naltechnik. Die Gesamtkosten betrugen 
4,5 Mill. DM. Bereits in diesem frühen 
Stadium war die spätere Errichtung ei-
nes Hotels und eines Kinos westlich des 
Bahnhofsgebäudes vorgesehen. In dem 
am 13. Mai und 18. Mai 1955 unterzeich-
neten Vertrag mit der Bundesbahn wur-
den auch die Verpflichtungen der Stadt 
geregelt. Diese umfassten unter anderem 
den Bau der Verkehrsanlagen zum An-
schluss an den Bahnhof wie Bahnhofs-
vorplatz, Zufahrtstraßen und die Berli-
ner Brücke. Auch finanziell griff die Stadt 
der Bundesbahn unter die Arme, indem 
ein zinsloses Darlehen für die Erstellung 
der Bahnanlagen in Höhe von zwei Mill. 
DM gewährt wurde. Über einen Zeit-
raum von 15 Jahren nach Inbetriebnah-
me des Bahnhofs hatte die Bundesbahn 
die Tilgung zu leisten. Die Schlussrate 
war 1972 fällig. Diese finanzielle Förde-
rung des Projektes seitens der Stadt führ-
te zur beschleunigten Umsetzung des 
Bahnhofsbaus. In seiner Sitzung am 20. 
Mai 1955 sanktionierte der Rat der Stadt 
dieses Vertragswerk. Als Archivalie des 
Monats dient eine beglaubigte Abschrift 
des Vertrages in einer Akte des Stadtpla-
nungsamtes.
Abstimmungsschwierigkeiten in der 
Standortfrage führten dazu, dass erst im 
Frühjahr 1956 mit dem Bahnhofsbau be-
gonnen werden konnte. Nach einer Bau-
zeit von sechs Monaten wurde der Bahn-
hof provisorisch in Betrieb genommen. 
Voll funktionstüchtig war der Bahnhof 
erst mit dem Beginn des Sommerfahr-
planes 1957.
Prominentester Gast bei der feierlichen 
Eröffnung am 26. August 1957 war Bun-
desverkehrsminister Hans-Christoph 
Seebohm. Nach der Einweihung der Ber-
liner Brücke einige Monate zuvor zeigte

Seebohm zum zweiten Mal bei einem 
Wolfsburger Großprojekt sein Interesse 
an der Entwicklung der Stadt und dem 
Aufschwung des Volkswagenwerkes. 
Zum Zeitpunkt der Bahnhofseinweihung
verkehrten 80 Personenzüge täglich über 
den Wolfsburger Bahnhof mit rund 7.000 
Nahverkehrsreisenden, vorwiegend VW-
Pendler, und rund 5.500 Interzonenrei-
senden. Der Güterverkehr wurde fast 
vollständig über den Nachbarbahnhof 
Fallersleben abgewickelt. Seebohm be-
zeichnete in seiner Ansprache den Bahn-
hof als „Aushängeschild Westdeutsch-
lands in der Stadt des Volkswagens. Der 
alte Bahnhof habe weder der wirtschaft-
lichen Entwicklung dieses Werkes noch 
der Stadt und dem Verkehr ganz allge-
mein genügt, seitdem Wolfsburg Grenz-
kontrollpunkt im Interzonenverkehr ge-
worden sei.“ In einem Pressebericht vom 
29. August 1957 heißt es, „dass der neue 
Bahnhof so angelegt sei, dass er in der 
Lage ist, den nach der Wiedervereinigung 
anfallenden Durchgangsverkehr zu be-
wältigen“. Es dauerte immerhin noch über 
30 Jahre, bis sich dieser Wunsch erfüllen 
konnte.
In Folge der Inbetriebnahme der Schnell-
bahnstrecke Hannover-Berlin über Wolfs-
burg und Stendal wurde die Stadt im Jahre 
1998 an das Fernverkehrsnetz der Deut-
schen Bahn angeschlossen und bekam ei-
nen ICE-Halt. Seitdem liegt die deutsche 
Hauptstadt nur eine Stunde Fahrzeit mit 
dem ICE von Wolfsburg entfernt. Das Jubi-
läum „50 Jahre Bahnhof Wolfsburg“ nahm 
die Deutsche Bahn zum Anlass, im Jahre 
2007 den Bahnhof mit der Bezeichnung 
„Hauptbahnhof “ aufzuwerten, zumal es 
mit dem Fallersleber Bahnhof eine zweite 
Haltestelle im Stadtgebiet gibt. Spiegelbild 
der dynamischen Entwicklung der Stadt 
ist auch die Frequentierung des Bahnhofs 
aktuell mit rund 18.000 Reisenden täglich, 
die die Nahverkehrs- und Fernverkehrs-
angebote der Deutschen Bahn nutzen.

Ein neues Bahnhofsgebäude für die 
junge Stadt
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Blick auf den Bahnhof, 1958, Foto: Willi Luther
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Stadt Wolfsburg zu wenden. Zwar zeigt 
die Bevölkerungspyramide des Statis-
tischen Bundesamts für das Jahr 1961 
just für diese Altersgruppe für die Bun-
desrepublik insgesamt ein leichtes Plus 
an Männern, doch ist das Verhältnis in 
Wolfsburg mit den in der Bild-Zeitung 
aufgeführten 7.680 Frauen gegenüber 
8.640 Männern sicherlich ein extremes 
gewesen. Die nicht selten noch am sel-
ben Tag verfassten Zuschriften an die 
Stadt offenbaren die schwierige Lage, 
in der sich die Frauen selbst sahen. Die 
festgefügten Rollenbilder in den frühen 
1960er Jahren, in denen bürgerlich-pat-
riarchalische Gesellschaftsvorstellungen 
noch immer dominierten, ließen den 
Frauen nur wenige Möglichkeiten, Be-
ziehungen selbst anzubahnen.
Dass ihre Anfragen aus der üblichen 
städtischen Korrespondenz herausfie-
len, gestanden nicht wenige der Schrei-
benden offen ein. Dennoch überwog die 
Hoffnung auf eine positive Resonanz die 
eigene Zurückhaltung, so beispielsweise 
bei Ruth H. aus Bad Canstatt, die be-
hutsam anfragte, ob es denn nicht „auf 
diesem Wege“ möglich wäre, „einmal die 
Amtsbrücken zu umgehen und einer jun-
gen Frau ein wenig behilflich zu sein[,] 
die sich noch nicht damit abgefunden hat 
[i]hr Leben ganz allein zu vollbringen“. 
Die Kriegerwitwe Gertrud E. aus Minden 
wiederum gab unumwunden zu, wie ger-
ne sie „einen anständigen netten Herrn 
kennenlernen [möchte]“. Zwar war den 
Frauen bewusst, dass es sich bei der 
Stadtverwaltung nicht um ein „Ehean-
bahnungsinstitut“ handele, doch habe – 
so Lieselotte K. – Wolfsburg nun einmal 

bereit sei, „Fotos und Daten der Präten-
dentinnen zu schicken“, sondern dass dar-
über hinaus auch die Möglichkeit bestehe, 
„[k]irchliche und weltliche deutsche Per-
sonen“ zu befragen.
Obgleich der Auslöser für das Schreiben 
bereits anderthalb Jahre zurücklag, wuss-
te Gericke den Brief sogleich zuzuordnen: 
„Offenbar eine ,Fernwirkung‘ der Repor-
tage in ,Bild‘“, notierte er auf der Korre-
spondenz. Bei dem betreffenden Artikel, 
der mit der journalistischen Darstellungs-
form der Reportage nicht das Geringste 
gemein hat und bereits am 16. Februar 
1961 in der Bild-Zeitung erschienen ist, 
handelte es sich weniger um eine sachlich 
recherchierte Geschichte denn um einen 
„redaktionellen ,Knüller‘“, wie Gericke 
wiederholt ausführte. In diesem thema-
tisierte die Redakteurin Ingeborg Dähne 
die Ergebnisse einer frühen, bislang nicht 
zu rekonstruierenden soziologischen Stu-
die, der zufolge es in der Volkswagenstadt 
„in der Altersklasse der 20- bis 35jähri-
gen“ einen eklatanten Mangel an Frauen 
gäbe. Die prosperierende Autoindustrie 
ziehe überwiegend „junge Facharbeiter“ 
geradezu „magisch“ an, zugleich gebe es 
für Frauen in dieser „Stadt der Zugewan-
derten“ kaum Arbeitsangebote. Auch da-
her wirke Wolfsburg „[w]ie eine Goldgrä-
berstadt im alten Texas“. Mädchen wie die 
fotografisch porträtierte 21jährige Helma 
Grasenik könnten in Konsequenz „an je-
dem Finger zehn“ Männer haben.
Es waren wohl Aussagen wie diese, die 
zahlreiche Bundesbürgerinnen, und 
selbst die Beamtinnen des Post- und Te-
legraphendienstes im brasilianischen Na-
tal, veranlassten, sich vertraulich an die 

„Ich bin von einigen jungen Damen, 
Beamtinnen des Post- und Telegraphen-
dienstes der Stadt Natal […] gebeten 
worden,“ eröffnete José Alves J. Landim 
seinen an den Vorsitzenden des Rates der 
Stadt Wolfsburg adressierten handschrift-
lichen Brief vom 27. Juli 1962, „mich bei 
Ihnen zu erkundigen, ob ihnen die Hin-
reise nach Wolfsburg bezahlt würde. Sie 
verpflichten sich, irgendeinen ledigen 
Mann zu heiraten, für den sie Sympathie 
empfinden sollten.“ Bis diese kuriose Of-
ferte aus dem fernen Natal, der Haupt-
stadt des brasilianischen Bundesstaates 
Rio Grande do Norte, die Stadtverwal-
tung erreichte, gingen einige Wochen ins 
Land. Zudem stellte das auf Portugiesisch 
verfasste Schreiben des Hausprälaten 
und Protonotarios am Heiligen Stuhl – 
unsere Archivalie des Monats November 
– die städtischen Angestellten zunächst 
vor eine sprachliche Hürde. Der erste 
Versuch einer sinngemäßen Übersetzung 
durch den Verwandten eines früheren 
städtischen  Mitarbeiters wurde als „miß-
glückt“ erkannt – und dies völlig zurecht, 
denn in diesem ist es Landim selbst, der 
sich mit einem konkreten Heiratswunsch 
nach der „Anschrift verschiedener Fräu-
leins“ erkundigt, die beim hiesigen Post- 
und Telegrafenamt ihren Dienst verse-
hen. Daher wandte sich der damalige 
Leiter der Pressestelle, der als Gründer 
rechtsextremer Parteien stadtbekannte 
Dr. Bernhard Gericke (1908–1967, später 
Leiter des Stadtarchivs), mit der Bitte um 
Hilfe an die Fremdsprachenzentrale der 
Volkswagen AG, der sodann umgehend 
nachgegangen wurde. Aus der Überset-
zung geht hervor, dass Landim nicht nur 

Post aus Brasilien
AdM 11/2016

von alexander kraus

das, „was uns gerade im Lipperland fehlt, 
nämlich heiratsfähige und vor allem hei-
ratslustige Männer“. Margarete K. aus 
Soest in Westfalen dagegen schrieb nicht 
allein für sich, sondern fragte stellvertre-
tend für ihre Kolleginnen. Diese seien wie 
sie „gern bereit […], ihren Arbeitsplatz 
zu wechseln, wenn sie das Nützliche mit 
dem Guten verbinden könnten“. Damit 
machte sie klar: Ohne die Perspektive auf 
einen Arbeitsplatz käme ein Ortswech-
sel für sie nicht infrage. Gericke, der alle 
Anfragen mit einfühlsamen Antwort-
schreiben bedachte – eine Arbeit, für 
die er seitens des Oberstadtdirektors Dr. 
Wolfgang Hesse ein Extralob einstrich 
(„Sie haben sich große Mühe gegeben!“) 
–, riet denn auch Margarete K. und ih-
ren Kolleginnen entschieden von einem 
Wohnortwechsel in die Volkswagenstadt 
ab. Trotz des großen Bemühens der Stadt 
just solche Betriebe anzusiedeln, die ver-
stärkt Frauen eine Arbeitsperspektive 
böten, sei dies bislang noch nicht gelun-
gen. Insgesamt kam dem Leiter der Pres-
sestelle die Aufgabe zu, den Frauen ihre 
zart gehüteten Hoffnungen vorsichtig zu 
nehmen. Mit dem durch die Bild-Zeitung 
kolportierten „eklatanten Überschuß“ an 
Männern sei es letztlich nicht weit her. 
Die meisten dieser Männer, die für ihre 
Arbeit im Volkswagenwerk nach Wolfs-
burg gezogen seien, hätten, wie es in dem 
mitunter etwas holprigen Deutsch heißt, 
„feste menschliche Beziehungen in Ge-
stalt von Ehefrauen, Bräuten und Freun-
dinnen mitgebracht“, wenngleich diese 
wohl aufgrund der angespannten Wohn-
situation noch nicht in die Volkswagen-
stadt nachgezogen wären.

StadtA WOB, HA 1433
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Das heutige Amtsgericht zählt zu den grö-
ßeren Amtsgerichtsbezirken im Bereich 
des Oberlandesgerichts Braunschweig. 
Als Spätfolge der Französischen Revo-
lution wurde um 1850 in den einzelnen 
Territorien der Wolfsburger Region nach 
der Trennung der rechtsprechenden von 
der vollziehenden Gewalt die Ebene der 
Amtsgerichte eingeführt. So entstanden 
für das Herzogtum Braunschweig das 
Amtsgericht Vorsfelde sowie für das Kö-
nigreich Hannover das Amtsgericht Fal-
lersleben. Für die preußischen Teile im 
sogenannten „Wolfsburger Ländchen“, 
den Exklaven Heßlingen mit der Guts-
siedlung Alt-Wolfsburg und Hehlingen, 
war zunächst das Amtsgericht in Oebis-
felde zuständig. 1932 wurden im Zuge 
einer Verwaltungsreform die genannten 
preußischen Exklaven dem Landkreis 
Gifhorn und gerichtsmäßig dem Amts-
gericht Fallersleben zugeschlagen. Das 
repräsentativ gestaltete Amtsgerichts-
gebäude am Hofekamp in Fallersleben 
entstand zwischen den Jahren 1934 und 
1936. Die neugegründete „Stadt des 
KdF-Wagens“ wurde dem Fallersleber 
Amtsgericht zugeordnet. 
Mit dem Wachsen der Stadt entstanden 
im kommunalpolitischen Raum und in 
der Führungsetage der Stadtverwaltung 
um 1950 Bestrebungen, die obersten 
Gerichtsbehörden und die Landesregie-
rung zu veranlassen, ein eigenes Amts-
gericht für das Stadtgebiet einzurich-
ten. Der Weg dorthin war mit einigen 
Hindernissen gepflastert und erforderte 
auch in manchen Punkten Zugeständ-
nisse von Seiten der Stadt Wolfsburg. 
In einem noch frühen Stadium erklärte 
sich die Stadt Ende Oktober 1952 bereit, 
einen finanziellen Beitrag zur Errich-
tung des Amtsgerichtes zu leisten. Zu 
den finanziellen Rahmenbedingungen 
gehörte auch die Bereitstellung eines 
Grundstückes für die Baumaßnahme. 
Am 23. Juni 1954 beantragte das Land-
gericht Hildesheim bei den vorgesetzten 
Behörden die Einrichtung einer Zweig-
stelle des Amtsgerichtes Fallersleben in 
der Volkswagenstadt und wünschte die 
Bereitstellung der erforderlichen Räum-
lichkeiten. Wenige Wochen später ergab 
eine Besprechung von Stadtrechtsrat 
Kurt Hofer mit dem Oberlandesgerichts-
präsidenten Dr. Hodo Freiherr von Ho-
denberg in Celle, dass im 3. Geschoss 
des Geschäftshauses Hildebrandt an 
der Ecke Porschestraße/Kleiststraße 
hierfür Räume genutzt werden sollten.
In einer weiteren Besprechung von Spit-
zenvertretern der Justiz und der Stadt 
wurde festgelegt, zeitgleich mit der Vor-
lage zur Beschlussfassung im Landtag 
zur Einrichtung einer Gerichtszweig-
stelle auch die Einrichtung eines eigen-
ständigen Amtsgerichtes in Wolfsburg 
zu beantragen, das zwei Jahre später re-
alisiert werden sollte. Hinsichtlich der 
zu treffenden finanziellen Regelungen 
kam die Stadt den Gerichtsbehörden 
entgegen, indem die kostenlose Bereit-
stellung eines Grundstückes zugesagt 
wurde. Ebenso wurde auf die Erhebung 
von Anliegerbeiträgen und Anteilen an 
der Grunderwerbssteuer verzichtet. Die 
Stadt sicherte trotz eines angespann-
ten Wohnmarktes ferner zu, für die Be-
diensteten des Amtsgerichtes Wohnun-
gen bereitzustellen. Am 25. Oktober 
1954 erhielt der Landtagspräsident die

Regierungsvorlage Nr. 1668 zugestellt, 
die das Gesetz zur Errichtung eines Amts-
gerichtes in Wolfsburg beinhaltete.
Schlussendlich beschloss der Nieder-
sächsische Landtag am 12. Januar 1955 
die Errichtung des neuen Amtsgerichtes. 
Der Gerichtsbezirk bestand aus der Stadt 
Wolfsburg, die vom Amtsgerichtsbezirk 
Fallersleben abgetrennt wurde. Der Amts-
gerichtsbezirk Wolfsburg wurde dem 
Landgerichtsbezirk Hildesheim zugeord-
net. Als Archivalie des Monats dient der 
von Ministerpräsident Hinrich Wilhelm 
Kopf unterzeichnete Gesetzestext (HA 
132). Zwei Richter und weitere Justizan-
gestellte bezogen am 1. Februar 1955 die 
vorübergehende Zweigstelle des Amtsge-
richtes Fallersleben in den Räumen Ecke 
Kleist-/Porschestraße. Für die Errichtung 
des neuen Amtsgerichtsgebäudes gegen-
über dem Rathaus an der Pestalozziallee 
machten die Landesjustizbehörden die 
Gewährung eines Darlehens in Höhe von 
680.000 DM seitens der Stadt geltend. Ein 
Vertragsentwurf enthielt Aussagen über 
die Verzinsung und die jährliche Tilgung. 
Am 8. November 1955 stimmte der Rat 
der Stadt der Vereinbarung über den Neu-
bau des Amtsgerichtsgebäudes zu. Anfang 
Januar 1956 begann die Hochbauabtei-
lung des Niedersächsischen Finanzminis-
teriums mit den Bauvorbereitungen für 
das Gebäude.
Ende Mai 1956 hatte das Staatshochbau-
amt in Gifhorn die Baupläne nach den 
Entwürfen des bekannten Wolfsburger 
Architekten Dr.-Ing. Titus Taeschner fer-
tiggestellt, bereits zwei Monate später er-
folgte der Baubeginn. Gemeinsam mit 
dem neu entstehenden Rathaus sollte das 
Amtsgericht die Gewaltenteilung im de-
mokratischen Staat symbolisieren. Wäh-
rend das Rathaus die Legislative mit dem 
Ratstrakt und die vollziehende Gewalt 
mit dem Hochhaustrakt der Stadtverwal-
tung umfasste, stand das Amtsgericht für 
die Rechtsprechung und judikatorische 
Gewalt. Am 1. Dezember 1957 nahm das 
neu errichtete Amtsgericht seine volle Tä-
tigkeit in der Besetzung mit vier Richtern 
und einem Assessor auf. Für die Anklage-
vertretung war die Staatsanwaltschaft Hil-
desheim zuständig. 
Die offizielle Einweihung des Amtsgerich-
tes mit prominenten Gästen, darunter der 
Niedersächsische Justizminister Dr. Wer-
ner Hofmeister, fand am 11. Januar 1958 
statt. Als entscheidende Protagonisten auf 
dem Weg zum neuen Amtsgericht galten 
Oberstadtdirektor Dr. Wolfgang Hesse 
und der Celler Oberlandesgerichtspräsi-
dent Dr. Hodo Freiherr von Hodenberg, 
die sich in intensiven Verhandlungen für 
die Errichtung des Wolfsburger Amtsge-
richtes eingesetzt hatten. Beim Amtsge-
richt handelte es sich um den ersten Bau 
des Landes Niedersachsen in Wolfsburg. 
In seiner Ansprache während des Fest-
aktes stellte Oberbürgermeister Arthur 
Bransch fest: „Möge das Recht, das hier 
seine Heimstätte gefunden hat, in Zukunft 
eines der Fundamente sein, auf dem unse-
re junge Stadt sich entwickelt.“ Der heuti-
ge Bezirk des Wolfsburger Amtsgerichtes 
im Dienstgebäude am Rothenfelder Markt 
umfasst neben der Stadt Wolfsburg die 
Samtgemeinden Boldecker Land (Raum 
Weyhausen) und Brome im Landkreis 
Gifhorn mit rund 145.000 Gerichtseinge-
sessenen. Das übergeordnete Gericht ist 
das Landgericht Braunschweig.

Die Errichtung des Amtsgerichtes 
Wolfsburg

AdM 12/2016

von werner Strauß

StadtA WOB, HA 132

Amtsgericht, o. D. Foto: Klimesch
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Termine 
Der stadtgeschichtliche Tag, den das In-
stitut für Zeitgeschichte und Stadtpräsen-
tation am Donnerstag, den 2. März 2017 
(14 bis 18 Uhr) in den Institutsräumen 
veranstalten wird, steht dieses Mal ganz 
im Zeichen von Schülerzeitungen. Da-
mit legen wir den Fokus einmal mehr 
ganz bewusst auf eine Quellengattung, 
die sich die geschichtswissenschaftli-
che Forschung erst verhältnismäßig spät 
erschlossen hat – obgleich doch in ihr 
Akteure die stadtgeschichtliche Büh-
ne betreten, die sonst in der behördli-
chen städtischen Überlieferung kaum 
Berücksichtigung finden. Von Schülern 
für andere Schüler verfasst und gestal-
tet, vermitteln sie ein Bild der sich stetig 
wandelnden Jugendkultur, geben Aus-
kunft über den Grad der Politisierung der 
Jugend, zu alltagsgeschichtlichen Phä-
nomenen wie der „Amerikanisierung“ 
ihrer Lebenswelt und Freizeitkultur. Mit 
der durch Schülerinnen und Schüler 
des Ratsgymnasiums herausgegebenen 
diagonale, die von 1955 an bis Ende der 
1960er Jahre produziert wurde – und 
damit so lange wie kaum eine andere 
Schülerzeitung bundesweit –, und dem 
durch die Schülerinnen und Schüler des 
Theodor-Heuss-Gymnasiums publizier-
ten Florett, das von 1961 an bis 1966 in 
mindestens 19 Ausgaben in ebenso hoher 
Auflage von mitunter 2.000 Exemplaren 
erschien sind wenigstens zwei der Wolfs-
burger „Traditionsblätter“ benannt. 
Natürlich sind auch die Wolfsburgerin-
nen und Wolfsburger wieder gefragt: Wer 
hat vielleicht noch alte Exemplare der 
genannten oder anderer Schülerzeitun-
gen zuhause? Wer war selbst schreibend, 
gestalterisch oder fotografierend in den 
1950er und 1960er Jahren aktiv – und 
wäre zu einem zeitgeschichtlichen Inter-
view bereit – und wer ist es aus welcher 
Motivation noch heute im Zeitalter der 
Digitalisierung? 

Die nächste Ausgabe von DAS ARCHIV 
erscheint im Mai 2017.

„Nieder mit Remarque“, tönte es am 17. 
Januar 1933 durch die Straßen Fallersle-
bens. Wie ein auf Mikrofilm archivier-
ter Zeitungsartikel aus der Aller-Zeitung 
vom 19. Januar desselben Jahres zeigt – 
unsere Archivalie des Monats Januar –, 
ist die republikweite ambivalente Rezep-
tion der Romanverfilmung von Im Wes-
ten nichts Neues auch für Fallersleben 
nachzuweisen. So sabotierte die örtliche 
NSDAP in Kooperation mit dem Bund 
der Frontsoldaten eine Abendvorstellung 
der Verfilmung von Lewis Milestone aus 
dem Jahr 1930, die um 19:30 Uhr im Fal-
lersleber Hof stattfinden sollte. Während 
das Publikum im restlos ausverkauften 
Saal auf den Beginn der Aufführung 
wartete, drangen etwa 130 Nationalsozi-
alisten in das Lokal ein, zerstörten mit-
hilfe mehrerer Spaten die Leinwand und 
verließen erst auf polizeiliche Weisung 
hin den Saal. „Zur Vermeidung eines 
Blutbades“, wie es in der Aller-Zeitung 
hieß, untersagte die Polizei schließlich 
die Fortsetzung des Filmabends. Dass 
dies durchaus im Bereich des Möglichen 
lag, suggeriert ein Leserbrief der orts-
ansässigen SPD-Gruppierung, der vier 
Tage später, am 23. Januar 1933 ebenda 
abgedruckt wurde: Die NSDAP-Mitglie-
der seien ausnahmslos mit verschiedens-
ten Waffen ausgerüstet gewesen. Doch 
woran störte sich die NSDAP eigentlich?
Zur Beantwortung dieser Frage müssen

„Im Westen nichts Neues.“ 
AdM 1/2017

von Maik Ullmann

Wenn ein Roman zum Feindbild wird

1	H ubert Rüter, Remarque. Im Westen 
nichts Neues. Ein Bestseller der Kriegsliteratur 
im Kontext. Paderborn/München/Wien/Zürich 
1980, S. 37 und 58.
2	E bd., S. 51.
3	B urkhard Röwekamp, Antikriegsfilm. 
Zur Ästhetik, Geschichte und Theorie einer film-
historischen Praxis. München 2011, S. 79f. 
4	S o die Worte, die auf dem Berliner He-
gelplatz am 10. Mai 1933 anlässlich der öffentli-
chen Bücherverbrennung zu Remarques Buch 
gesprochen wurden. „Die Rufer“, in: Neuköllner 
Tageblatt vom 12. Mai 1933, zitiert nach Joseph 
Wulf, Literatur und Dichtung im Dritten Reich. 
Eine Dokumentation. Frankfurt am Main/Berlin/
Wien 1983 [1963], S. 49f., hier S. 50.

wir zunächst etwas ausholen. Die Buch- 
publikation von Erich Maria Remarques 
Roman Im Westen nichts Neues jährt sich 
in diesem Januar zum 88. Mal. Hatte 
der renommierte S. Fischer Verlag Re-
marques Manuskript noch abgelehnt, 
war es schließlich der Berliner Ullstein-
Verlag, der es in verkürzter – und ent-
schärfter – Form zwischen dem 10. No-
vember und dem 9. Dezember 1928 als 
Fortsetzungsroman in seiner verlags-
eigenen Vossischen Zeitung abdruckte.1  

Die zunächst auflagenschwache Zeitung 
erlebte in den Folgewochen eine unge-
ahnte Konjunktur, sodass sich der Ver-
lag zur Publikation einer Buchausgabe 
entschied. Der Erfolg hätte kaum größer 
ausfallen können: Bereits im Juni des 
Jahres 1930 überschritt die Auflage die 
Millionengrenze; das Buch wurde zum 
verkaufsstärksten  deutschsprachigen 
Roman aller Zeiten.2 
Remarques schonungslose Kriegsdar-
stellung erhielt grundverschiedene Kri-
tiken. Wurde der Roman zunächst noch 
positiv als authentische Schilderung 
des Grauens des Ersten Weltkriegs be-
sprochen, sah die politische Rechte den 
deutschen Frontsoldaten in seiner Ehre 
beschmutzt. Dies insbesondere, da Re-
marque die propagierten Kriegsmythen 
wie etwa das sagenumwobene „August-
erlebnis“ deutlich kontrastierte. Von der 
vermeintlich durch den Kriegsausbruch 

ausgelösten nationalen Euphoriewelle 
– von der geschichtswissenschaftlichen 
Forschung längst als Mythos enttarnt – 
war in seinem Roman nichts zu lesen. 
Stattdessen zeigt er, wie eine manipu-
lierte und auf nationalistische Werte ein-
geschworene Generation zu den Waffen 
greift und sich durch das Fronterlebnis 
zunehmend von ihren Familien entfrem-
det. Aus der Perspektive des unmittel-
bar betroffenen Kriegsteilnehmers, des 
einfachen Frontsoldaten, schildert Re-
marque die Sorge um das eigene Überle-
ben. Nirgendwo findet sich auch nur die 
Spur einer Heroisierung des soldatischen 
Lebens oder der unerschütterlichen Va-
terlandsliebe, für die es galt, das eigene 
Leben zu lassen. Vielmehr geht es dar-
um, „trotz des Krieges [zu leben] und 
nicht, wie bei den nationalistischen Au-
toren, durch den Krieg“, wie es der Lite-
raturwissenschaftler Hubert Rüter in sei-
ner Modellanalyse des Romans treffend 
formuliert. 
Deuten die zahlreichen Übersetzungen 
des Romans, sogar ins Jiddische und in 
Esperanto, bereits dessen Relevanz an, 
so eröffnete die amerikanische Filmpro-
duktionsfirma Universal Pictures dem 
Roman noch einmal eine andere Sphäre: 
Das immense Budget von 1,44 Millio-
nen Dollar, schnelle Bildschnitte, dazu 
die Umstellung vom Stumm- auf den 
Tonfilm ermöglichten eine bis dato noch 
nicht dagewesene filmische Inszenierung 
des Krieges und seiner Grausamkeiten.3 
Die Romanverfilmung wurde mit einem 
Oscar in der Kategorie „Bester Film“ 
ausgezeichnet. Dennoch sorgte sie in 
der Weimarer Republik aufgrund ihrer 
„ansehensschädigenden Darstellung“ für 
Aufschreie innerhalb des rechten Lagers. 
Lediglich eine verkürzte, speziell für die 
deutschen Zuschauer geschnittene Ver-
sion durfte in den Kinos gezeigt werden. 
Bereits ihre Uraufführung im Winter 
1930 erfuhr Anfeindungen seitens der 
NSDAP. Während der Film in demokra-
tischen Kreisen für seine Nähe zum Ro-
man gelobt wurde, strebten nationalisti-
sche Kräfte weitere Kürzungen und gar 
ein generelles Verbot an. Republikweit 
wurde gegen den Film aufbegehrt – auch 
in Fallersleben.
Remarques Roman und dessen Verfil-
mung traf in Fallersleben offenbar auf 
eine stark ausgeprägte völkische Gesin-
nung. Dies verwundert nicht, waren der 
Stahlhelm und die NSDAP in Fallersleben 
doch bereits in den frühen 1920er Jahren 
präsent und schufen eine starke rechts-
konservative, nationalistische Front. Das 
durch den späteren Reichspropaganda-
minister Joseph Goebbels schon 1930 
angestrebte Verbot des Films sollte erst 
im Zuge der Machtergreifung der Natio-
nalsozialisten am 30. Januar 1933 – keine 
zwei Wochen nach dem Vorfall in Fal-
lersleben – eine Realisierung finden: Im 
Westen nichts Neues wurde im Zuge der 
einsetzenden rigorosen Bücherzensur 
aufgrund des „literarischen Verrat[s] am 
Soldaten des Weltkrieges“4 gemeinsam 
mit Werken von Karl Marx oder Hein-
rich Mann verboten und schließlich öf-
fentlich verbrannt.

Filmplakat zur Erstaufführung der Verfilmung von Im Westen nichts Neues durch Lewis Milestone (1930). 
Grafiker: Georg Schubert, Bildquelle: Deutsches Filminstitut – DIF/Plakatsammlung. Trotz sorgfältiger 
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